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VORSCHLÄGE

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Beschäftigung und 
soziale Angelegenheiten, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu 
übernehmen:

1. begrüßt die Mitteilung der Kommission vom 24. Mai 2006 sowie die Beschlüsse des 
Rates (Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit und Verbraucherschutz) auf seiner 
Tagung vom 30. November und 1. Dezember 2006 in Brüssel;

2. fordert die Aufnahme einer gründlicheren Analyse der Beschäftigungs- und sonstigen 
Aspekte der menschenwürdigen Arbeit in die Strategiepapiere zur 
Armutsminderung(PRSP);

3. fordert, dass die Arbeitsministerien, Arbeitgeberverbände und 
Arbeitnehmerorganisationen gestärkt und systematischer in den partizipatorischen Prozess 
eingebunden werden, der die Grundlage für die Ausarbeitung und Umsetzung der PRSP 
bildet;

4. betont, dass Kinderarbeit eine der Hauptursachen für Armut bei künftigen Generationen 
ist und Kinder- und Zwangsarbeit eine Verletzung der Grundrechte bedeuten;

5. fordert neuerliche Anstrengungen zur Bekämpfung von Verstößen gegen die 
Menschenrechte und gewerkschaftlichen Rechte und zur Überwachung der Tätigkeit 
multinationaler Unternehmen in Entwicklungsländern, mit der Möglichkeit, sie im Falle 
von Verstößen gegen diese Rechte von öffentlichen Beschaffungsaufträgen, die von der 
EU und ihren Mitgliedstaaten finanziert oder unterstützt werden, auszuschließen;

6. betont, dass zur Erreichung der Millennium-Entwicklungsziele (MDG) und zur Stärkung 
des Konzepts der menschenwürdigen Arbeit durch nachhaltige Entwicklungshilfe eine 
gerechte und innovative Steuerpolitik erforderlich ist, beispielsweise eine Besteuerung 
von Währungstransaktionen; 

7. fordert, dass menschenwürdige Arbeit finanzielle Berücksichtigung bei sämtlichen 
Programmen der Kommission im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit und der 
Handelspolitik findet;

8. betont die Notwendigkeit, menschenwürdige Arbeit in Entwicklungsländern durch lokale 
Akteure mit besonderem Augenmerk auf ländliche Gebiete und den informellen Sektor zu 
realisieren;

9. unterstreicht die Notwendigkeit, ein nachfragegesteuertes weltweites Netz für den 
Austausch von Kenntnissen über menschenwürdige Arbeit und lokale Entwicklung 
einzurichten, das sich in erster Linie auf nationale Forschungsarbeiten sowie auf den 
Kapazitäts- und Institutionsaufbau stützt.
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